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3Einige Grundlagen: 
Die Globalisierung 
– Gewinne und Gefahren
Die Globalisierung – altbekannt
Der Vorspann liest sich – modern inter-
pretiert – wie eine Aufforderung zur Inan-
griffnahme und Vollendung des EU-Bin-
nenmarktes oder zur Fortentwicklung der
World Trade Organization (WTO). Und
wie oft lesen wir im Märchen, aber auch
in Geschichtsbüchern vom bunten Trei-
ben der Kaufleute mit ihren Gewürzen,
Edelsteinen, Früchten, Weinen und Tu-
chen aus aller Herren Länder!
„Safran macht den Kuchen gehl”, heißt 
es schon in einem bekannten Kinderlied
– und damit ist nicht der simple Krokus
aus dem eigenen Garten gemeint, son-
dern die schon im Altertum vom Mittel-
meer bis nach Indien kultivierte Pflanze,
die zu Gewürzen, Arzneien und Farbstof-
fen verwendet wurde.
Die Globalisierung – ökonomisch 
interpretiert
Geben wir dem Ganzen einen ökonomi-
schen Anstrich: Alles, was wir verbrau-
chen, verschenken, verteilen oder
zwangsweise umverteilen [politisch kor-
rekt „Solidarität“ genannt], der »Kuchen«
also, ökonomisch: das Nationaleinkom-
men oder Sozialprodukt (Y), muss erst
einmal »gebacken«, also hergestellt oder
produziert werden.
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Die Globalisierung ist ein uraltes Phänomen – wer will, kann sie sogar aus der 
Schöpfungsgeschichte des Alten Testaments herauslesen: Mose 1, Kap. 1, Vers. 28:
„Und Gott segnete sie [Mann und Frau] und sprach zu ihnen: Seid fruchtbar und 
mehret euch und füllet die Erde und machet sie euch untertan und herrschet über die 
Fische im Meer und über die Vögel unter dem Himmel und über das Vieh und über 
alles Getier, das auf der Erde kriecht. Und Gott sprach: Sehet da, ich habe euch gege-
ben alle Pflanzen, die Samen bringen auf der ganzen Erde …”
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Man kann sich freilich in Askese üben,
den »Kuchen« klein halten und ihn nur
mit häuslichen Zutaten herstellen. Ökono-
misch gesprochen bewegen wir uns dann
in einer »geschlossenen Volkswirtschaft«,
wobei in Übersicht 1 die Buchstaben C, I
und G Konsumgüter und Dienstleistun-
gen für private Haushalte, Investitionsgü-
ter und Dienstleistungen für Unterneh-
men sowie staatliche Leistungen symboli-
sieren.
Offenkundig mehrt all das unseren
Nutzen – und schon haben wir ein Stück-
weit die Tür zur »Globalisierung« aufge-
stoßen. Der »Kuchen« wird angereichert
durch Importgüter (M). Natürlich kann
uns das Ausland diese Güter nicht fortlau-
fend schenken; wir müssen dafür etwas
bieten: Das sind im Inland hergestellte
Güter, die im Ausland begehrt werden, 
also Exportgüter (X), Übersicht 2.
Was lernen wir daraus? Freihandel
schafft eine größere Produktvielfalt und
damit mehr an Lebensqualität.1 Aus kollek-
tiver oder politischer Sicht ist der Freihan-
del, modern gewendet die »Globalisie-
rung«, sogar bitter nötig, denn wie sonst
sollte ein geographisch kleines, aber bevöl-
kerungsreiches, dabei rohstoffarmes Land
wie die Bundesrepublik Deutschland jene
Güter und Dienstleistungen erzeugen be-
ziehungsweise bereitstellen, die zur Ver-
sorgung einer 82-Millionen-Gesellschaft
notwendig sind, wenn wir nicht entschei-
dende Rohstoffe – ich nenne nur Rohöl,
Erdgas, Erze, aber auch Holz sowie be-
stimmte Arzneimittel, von Genussmitteln
wie Kaffee, Tee oder Tabakwaren ganz zu
schweigen – einführen würden? Damit
sind wir ökonomisch gesprochen bei einer
»offenen Volkswirtschaft«, das heißt, wir
haben es mit der Globalisierung zu tun.
Es leuchtet unmittelbar ein, dass auch
bei der Herstellung und der Verteilung
von Export- beziehungsweise Importgü-
tern keine Verschwendung betrieben
werden sollte, das heißt, die Wertschöp-
fung des Außenbeitrags soll – genau wie
die der anderen Güter und Dienstleistun-
gen – ökonomisch effizient erfolgten. Da-
mit führt uns die »Globalisierung« unmit-
telbar zum Problem der internationalen
Arbeitsteilung, ein Problem, das schon
Adam Smith thematisiert hat. Einfach ge-
wendet: Was schon im Innern gilt, näm-
lich das Prinzip der Arbeitsteilung, sollte
in Form des Freihandels auch den grenz-
überschreitenden Warenaustausch be-
stimmen: Jedes Land sollte sich – soweit
wie möglich – auf die Produktion jener
Güter und Dienstleistungen konzentrie-
ren, bei denen es Vorteile hat, die es also
kostengünstiger als andere Länder her-
stellen kann. Die Vorteile mögen geogra-
phisch, klimatisch oder von der Bodenbe-
schaffenheit her bedingt sein; sie können
jedoch auch das Ergebnis eines hohen
technischen Wissensstandes sein.
Güter und Dienstleistungen, bei denen
ein Land Vorteile hat, werden gegen be-
gehrte Güter getauscht, die andere Län-
der anbieten können und die im eigenen
Land gar nicht oder nur mit großen Kos-
ten und Mühen herzustellen sind. Das
klingt alles plausibel, vielleicht sogar tri-
vial. Wo also lauern die Gefahren, die 
mit der Globalisierung verbunden sind?
Freihandel beziehungsweise Globali-
sierung verbindet Länder mit unter-
schiedlicher Geschichte, unterschiedli-
chen Religionen, Normen und Werten,
unterschiedlichen Sprachen und daraus
folgend auch unterschiedlichen politi-
schen Kulturen. Es ist also verständlich,
dass es beim Kontakt miteinander zu
fruchtbaren Anregungen, aber auch zu
Spannungen und zu unerwünschten
Rückwirkungen auf die jeweils eigene Ge-
sellschaft und Politik kommt.
Globalisierung: 
Ihre „Großbuchstaben” 
und ihre „Kleinbuchstaben”
Mit Joachim Starbatty2 und in Anleh-
nung an Platon will ich zwischen den
»großen Buchstaben« und den »kleinen
Buchstaben« der Gerechtigkeit bezie-
hungsweise der Globalisierung unter-
scheiden. In Übersicht 3 kennzeichnen
die »großen Buchstaben« jene Prinzipien,
nach denen sinnvollerweise das Gemein-
schaftsleben, also Gesellschaft, Politik
und Wirtschaft geordnet sein sollen.
In Bezug auf die Wirtschaft ergeben
sich daraus im Zeitalter des weltweiten
Zusammenwachsens der Märkte die
»großen Buchstaben« [ISKW] der Globali-
sierung (Übersicht 4).
Bei alledem darf man jedoch nicht die
»kleinen Buchstaben« überlesen; sie ste-
hen für die Empfindungen der Einzelnen,
die die abstrakten Prinzipien der »großen
Buchstaben« konkret erfahren und zum
nicht geringen Teil auch erdulden. Hier
»entdeckt« man dann – gewissermaßen
unter dem Dach der allgemeinen Wohl-
standssteigerung – die »Globalisierungs-
Wenn die Mehrheit der Bürger das so
will, ist nichts dagegen einzuwenden. 
Viele Menschen entwickeln jedoch Be-
gehrlichkeiten nach ausländischen Pro-
dukten oder Dienstleistungen:
Wer von Ihnen fährt zum Beispiel einen
japanischen oder französischen Wagen?
Vielleicht, weil er billiger ist. Vielleicht
auch, weil er formschöner, funktionaler
oder schlicht auch exotischer ist. Wie vie-
le von Ihnen beginnen das Frühstück mit
einem frisch gepressten Orangensaft
oder einer aufgeschnittenen Ananas oder
Kiwi? Wer hat nicht schon einen Urlaub
im Ausland verbracht und will wieder
hin?
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gewinner«, aber eben auch jene Grup-
pen, die auf der »Verliererseite« stehen.
Es liegt auf der Hand, dass gerade die
»Kleinbuchstaben« als besonders negativ
und bedrückend empfunden werden. Das
bedeutet aber nichts anderes, als dass es
eine der zentralen Aufgaben der Politik
ist, darauf hinzuwirken, die Wohlstands-
gewinne zu erhalten und zu mehren und
die Wohlstandsverluste zu minimieren.
Das Fatale ist freilich, dass die Wirksam-
keit nationaler Steuerungsinstrumente
mehr und mehr ins Leere läuft und dass
zugleich die internationale Staatenge-
meinschaft (EU, G7/G8, WTO) noch
nicht in der Lage oder willens ist, die
»Großbuchstaben« so zu sortieren, um
den Ängsten der Bürger und den Proble-
men vieler Staaten entgegenzutreten.
Die enger werdenden 
Spielräume der Regierung
Wandel der Sozialpolitik: Vom 
Sozialstaat einfacher Prägung nach 
Bismarck zum Wohlfahrtsstaat des
Lord Beveridge
Warum die Spielräume für die nationale
Sozial- und Wirtschaftspolitik enger wer-
den, erschließt sich, wenn man die histo-
rische Entwicklung vom unterstützenden
und bestimmte Voraussetzungen schaf-
fenden liberalen Sozialstaat zur „Rund-
umbetreuung” durch den in fast alle Le-
benslagen eindringenden Wohlfahrts-
staat – im politischen Sprachgebrauch
freilich immer noch: der »Sozialstaat« – in
kurzen Strichen nachzeichnet. Sie ist für
die westeuropäischen Industrieländer ty-
pisch und wird im Folgenden exempla-
risch für Deutschland umrissen. Während
es bei Bismarck um drei klar erkennbare
Motive geht, nämlich
x um die Absicherung sozialer Grundrisi-
ken infolge der Auflösung der bäuer-
lich-ländlichen Großfamilie und – damit
verbunden –
x um die Erschließung von Produktivpo-
tentialen, und schließlich
x nicht zuletzt um die Sicherung der kon-
servativen Staatsmacht,
begründet Lord Beveridge ein System,
das …
… in umfangreicher Form jede nur er-
denkliche Marktunvollkommenheit
ausgleichen will. Die sich so nach und
nach herausbildende Neudefinition
der »sozialen Gerechtigkeit« kreiert
und gebiert fortlaufend neue soziale
Leistungsansprüche.
Mit diesem Ansatz wurde in vielen
westeuropäischen Staaten, auch in der
Bundesrepublik Deutschland, der Wandel
vom Sozialstaat im engeren Sinne zum
ausgesprochenen Wohlfahrtsstaat einge-
läutet. Zu welchen Auswüchsen dieses
System inzwischen geführt hat, habe ich
mehrfach an anderen Stellen dargelegt.3
Übersicht 3: Prinzipien des Gemeinschaftslebens
x Demokratische Mitbestimmung
x Konsumentensouveränität
x Private Eigentums- und Verfügungsrechte [bei Beachtung politischer Grenzen]
x Effiziente und umweltschonende Ressourcennutzung
x Wettbewerb
Übersicht 4: Die „Großbuchstaben” der Globalisierung
I Internationalisierung der Arbeitsteilung
S Spezialisierung
K Kostenersparnisse und daraus folgend eine allgemeine oder durchschnittliche
W Wohlstandssteigerung
Übersicht 5: Die „Kleinbuchstaben” der Globalisierung
Globalisierungsgewinner 
x Kapitaleigner (direkt/indirekt), die aus
dem grenzüberschreitenden 
Güter- und Dienstleistungsverkehr
Vorteile (Gewinne) erzielen.
x Arbeitnehmer, die in jenen Branchen
beschäftigt sind.
x Staaten, die aus der Wohlstandsstei-
gerung ihrer Bürger politische und
gesellschaftliche Sicherheit gewinnen.
x Bürger, die in vielfältiger Weise eine
Nutzenmehrung erfahren.
Globalisierungsverlierer 
x Kapitaleigner, deren Besitz an Wert
verliert, weil ihre Güter weniger oder
gar nicht mehr begehrt werden.
x Arbeitnehmer, die in jenen Branchen
beschäftigt sind bzw. waren [nieder-
konkurriertes Produkt, Betriebsschlie-
ßung, arbeitslos gewordener Nach-
bar oder Vereinskamerad]: Ihr berufli-
ches Können ist wertlos geworden.
x Der Staat: Sinkende Steuereinnah-
men bei steigenden Soziallasten.
x Bürger: Soziale Unsicherheit, steigen-
de Alltagskriminalität, düstere Zu-
kunftsaussichten.
x Bürger/Staaten, die unter Umwelt-
schäden leiden.
x Verlust der kulturellen Identität [glei-
che Normen für Wein, Hamburgers;
Einheitssprache usw.].
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Selbstorganisation und Ehrenamt: 
Ein noch zartes neues Pflänzchen
Bei allen »Segnungen« des modernen
Wohlfahrtsstaates: Viele erfahren, dass er
mit tüchtigen Eingriffen in die Freiheit der
Menschen einhergeht. Daher hat sich –
ausgehend von Amerika – eine Bewe-
gung gebildet, nämlich der »Kommunita-
rismus« [auf gar keinen Fall zu verwech-
seln mit dem Kommunismus!], die den
Freiheitsgrad der Bürger wieder auswei-
ten will und die deshalb auf eine stärkere
Selbstorganisation kleinerer Einheiten im
Rahmen des übergeordneten Gemeinwe-
sens setzt. In Stichworten: Stärkung der
Familie, Bildung von Genossenschaften,
leistungsabhängige Stipendien, Zusam-
menhalt von Alt und Jung, zum Beispiel
durch Alumni-Vereine, soziale Grundsi-
cherung plus Eigenvorsorge, betreutes
Wohnen und Stärkung der ehrenamtli-
chen Tätigkeit.4
Erst allmählich springt Deutschland 
unter dem Druck leerer Kassen auf den
Zug der Ehrenamtlichkeit, und einige Uni-
versitäten – so auch Stuttgart – bemühen
sich um die Ehemaligen; natürlich auch 
in der Absicht, vielleicht so etwas mehr
an Unterstützung ergattern zu können…
Zur Finanzierung sozialer Wohltaten:
Einige Grundlagen
Wer mit offenen Augen durch Deutsch-
land geht, wird entdecken, dass es vieles
gibt, was verbesserungswürdig ist. Um
nur einige Aspekte zu nennen: Eine bes-
sere Infrastruktur, Mehrausgaben für das
Bildungssystem, zusätzliche Hilfen für
Kranke und Alte, ein wirksamer Rechts-
schutz und vermehrte Hilfen für Asylbe-
werber, wobei unerheblich ist, ob sie aus
politischen, wirtschaftlichen oder klimati-
schen Gründen Aufnahme begehren.
Mittlerweile ist die Rede, dass »der Staat
Geld in die Hand nehmen müsse«, um
dieses oder jenes ordentlich zu richten,
im Politjargon gängig geworden. Woher
aber nimmt der Staat das Geld? Kann all
das durch Umverteilung, das heißt durch
mehr Steuern, die bei den »Reichen« 
oder »Besserverdienenden« abzuholen
seien (»Reichensteuer«, Wiedereinfüh-
rung der Vermögensteuer, eine kräftig 
zupackende Erbschaftsteuer usw.), be-
werkstelligt werden? Um sich einen
Überblick über die Finanzierung sozialer
Wohltaten zu verschaffen, ist es nützlich,
sich einige zentrale Grundlagen in Erinne-
rung zu rufen. Dabei greife ich auf eine
einfache Übersicht zum Nationaleinkom-
men und seinem Zustandekommen
zurück (Übersicht 6) und fasse die Zu-
sammenhänge knapp zusammen (Über-
sicht 7).
Das Umlagesystem unter dem Druck
der Globalisierung
Die Grundkonstruktion des Umlagesys-
tems sieht vor, dass der jeweils arbei-
tende Teil der Bevölkerung jene unter-
hält, die nicht arbeiten und die nicht als
Unternehmer aus Eigentumstiteln An-
sprüche an das Nationaleinkommen ha-
ben. Zu diesem Zweck werden vom Brut-
toeinkommen – neben der Einkommen-
beziehungsweise Lohnsteuer – entspre-
chende Beiträge zur Sozialversicherung
abgezogen, die noch in der gleichen Peri-
ode an die Berechtigten (Arbeitslose,
Kranke und Rentner) ausgezahlt werden.
Aus Gründen der optischen Verschleie-
rung und der besseren Akzeptanz des
Systems sind die Beträge bekanntlich un-
gefähr zur Hälfte von den Arbeitnehmern
selbst zu erbringen, die andere Hälfte
zahlen die Arbeitgeber. Da dieser Teil je-
doch als Kostenbestandteil in den Prei-
sen enthalten ist und da er für etwaige
Lohnerhöhungsspielräume nicht mehr
zur Verfügung steht, sind es im Grunde
auch Zahlungen der Arbeitnehmer. An-
sonsten wäre nicht erklärbar, dass das
Bundesverfassungsgericht die daraus re-
sultierenden Ansprüche ausnahmslos bei
den Arbeitnehmern sieht.
Rücklagen sind – abgesehen von einer
begrenzten Liquiditätsreserve – in diesem
System nicht vorgesehen. Die Einnah-
men sollen die laufenden Ausgaben
decken. Sind die Einnahmen dauerhaft
höher, so wären die Beiträge zu senken.
In der Vergangenheit wurden dann aller-
dings meistens die Leistungsansprüche
ausgeweitet. Notwendige Erhöhungen,
das heißt, dass die Ausgaben größer sind
als die Einnahmen, werden nur sehr be-
hutsam (zehntelprozentweise) vorgenom-
men, stattdessen wird den Sozialkassen
ein Zuschuss aus dem allgemeinen Steu-
ertopf gewährt. Nicht selten werden die
dazu benötigten Steuererhöhungen um-
weltpolitisch verbrämt (zum Beispiel Mi-
neralölsteuererhöhung als Öko-Steuer).
Die von manchen ärgerlich gestellte
Frage, was der Staat beziehungsweise
die Rentenversicherung mit den über all
die Jahre eingezahlten Beträgen eigent-
lich gemacht hat, ist damit beantwortet:
Im Umlageverfahren wird das Geld sofort
wieder ausgezahlt; zinsbringende und
mündelsichere Anlagen werden damit
nicht getätigt. Gelegentlich vorhandene
Überschüsse sind willkommen, um
Löcher in anderen Sozialkassen zu stop-
fen oder um sie – wie der derzeitige Bun-
desfinanzminister Peer Steinbrück gera-
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de am Beispiel der vorhandenen Über-
schüsse der Arbeitslosenversicherung
vorexerziert – in den Bundeshaushalt zu
leiten.
Um den Arbeitslosen, Kranken und
Rentnern einen angemessenen Lebens-
unterhalt zu ermöglichen und um gleich-
zeitig die einzelnen Arbeitnehmer nicht
zu stark mit Abgaben zu belasten, ist das
Umlageverfahren auf eine hinreichende
Zahl von Kindern angewiesen, die – gut
ausgebildet – jenes Nationaleinkommen
erwirtschaften, an dem die nicht oder
nicht mehr Arbeitenden angemessen teil-
haben können.
Dieses Verfahren gerät unter Druck,
wenn die Arbeitslosigkeit steigt und sich
gar verfestigt (strukturelle Arbeitslosig-
keit; zum Beispiel Langzeitarbeitslose).
Das Potential an Beschäftigten, die zur
Umlage herangezogen werden können,
sinkt dann, während die Zahl der Versor-
gungsempfänger steigt. Globalisierungs-
bedingt ist die Arbeitslosigkeit dann,
wenn Deutschland seine Produkte zum
geforderten Preis nicht mehr in genügen-
der Zahl am Weltmarkt absetzen kann. 
Eine weitere Gefahr droht diesem System
aus einer dauerhaft niedrigen Geburten-
rate.
Die Folgen einer solchen Entwicklung
sind fatal, weil sie in das Dilemma einer
Abwärtsspirale führen: Die Sozialversi-
cherungsbeiträge steigen, während
gleichzeitig die Versicherungsleistungen
sinken. Eine weitere, nachteilige Folge
steigender Sozialversicherungsbeiträge
sind steigende Preise. Das aber vermin-
dert die Abschatzchancen unserer Pro-
dukte auf den Weltmärkten: Ein Teufels-
kreis also. Hinzu kommt, dass wegen stei-
gender Sozialbeiträge (und zum Teil auch
steigender Steuern) die inländische Ge-
samtnachfrage sinkt, das heißt, das Pro-
blem der strukturellen Arbeitslosigkeit
gebiert ein konjunkturpolitisches Folge-
problem.
Übersicht 7: Der Zusammenhang zwischen
Kapitalstock, Arbeit und Nationaleinkommen
(1) Das Nationaleinkommen (Y) ist die (bewertete) Summe der in einer Periode
hergestellten Güter und Dienstleistungen. Würde die Bevölkerung das ganze
Nationaleinkommen verzehren, das heißt, es würden nur Konsumgüter und
Dienstleistungen für private Haushalte bereitgestellt, so bliebe nichts zur Re-
novierung und Modernisierung des Kapitalstocks (K), also der staatlichen und
privaten Güter, die zum Produzieren benötigt werden, übrig. Mit einem veral-
teten und verrotteten Kapitalstock beschnitte die Gesellschaft indessen ihre
Möglichkeiten, künftig genau so viele und genau so gute Güter herzustellen,
wie bisher.
Folglich ist es zweckmäßig, nicht nur Konsumgüter, sondern auch Investitions-
güter bereitstellen, um den Kapitalstock zu pflegen und zu erweitern. Dies
dient der Zukunftssicherung und der Wohlstandsmehrung. Die Wohlstands-
mehrung kann sich in einer Pro-Kopf-Einkommenserhöhung niederschlagen,
sie kann aber schlicht zum Unterhalt einer wachsenden Bevölkerung, zum Bei-
spiel bei Zuwanderung, notwenig sein.
(2) Sind die Konsumansprüche an das Nationaleinkommen, gemessen am Kapi-
talstock und den notwendigen Investitionsgütern zu seiner regelmäßigen In-
standhaltung, zu groß, so schrumpft das Produktivkapital im Zeitablauf mit der
Folge, dass der Wohlstand sinkt und Arbeitslosigkeit droht.
Die in diesem Zusammenhang oft für notwendig befundene Arbeitszeitverkür-
zung löst das Problem nicht; sie stabilisiert die Produktion bestenfalls auf nied-
rigerem Wohlstandsniveau.
(3) Der Kapitalstock muss so groß sein, dass die von der Bevölkerung gewünsch-
ten Güter produziert werden können, und die Bevölkerung beziehungsweise
ihr arbeitsfähiger Teil (A) müssen so ausgebildet sein, dass ein moderner Kapi-
talstock auch bedient und fortentwickelt werden kann.
(4) Die qualitative Fortentwicklung des Kapitalstocks ermöglicht Produktivitäts-
fortschritte, das heißt, bei gleich bleibendem Konsumbegehren kann jetzt we-
niger gearbeitet werden oder die Arbeitszeit bleibt gleich, dafür kann man
sich jetzt mehr leisten. In der Regel sind bisherige Produktivitätsfortschritte
kombiniert verwendet worden: Etwas mehr Freizeit, aber auch steigender
Konsum. Die in der qualitativen Fortentwicklung des Kapitalstocks (For-
schung) wurzelnden Produktivitätsfortschritte ziehen indessen auch stetig stei-
gende Anforderungen an die Qualifikation der Arbeit nach sich. Mit anderen
Worten: die Anforderungen an das Bildungssystem steigen.
(5) Eine anhaltend hohe und steigende Arbeitslosigkeit, die steigende Anzahl von
Sozialhilfeempfängern (neuerdings: Hartz IV) sowie die diversen sonstigen
»sozialen Wohltaten« sind mehr als nur Indizien dafür, dass die Ansprüche an
das laufende Nationaleinkommen zu hoch sind.
Eine hohe Kapitalproduktivität könnte diese Ansprüche dennoch erfüllen hel-
fen. Dazu sind jedoch zwei zentrale Voraussetzungen zu nennen:
Erstens: Es muss genügend viele qualifizierte Arbeitnehmer geben, die zudem
zur permanenten Weiterbildung bereit sind.
Zweitens: Die Arbeitenden akzeptieren hohe Steuern und hohe Sozialversi-
cherungsabzüge, um steigende Sozialansprüche zu finanzieren.
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Manche sehen einen Ausweg aus die-
sem Dilemma in einer munter weiter stei-
genden Staatsverschuldung. Davor kann
man nur warnen. Man muss dazu nicht
gleich den Staatsbankrott an die Wand
malen – bis dahin dürfte es noch ein sehr
weiter Weg sein –, aber wegen der stei-
genden Zins- und Tilgungsbelastung ist
der Staat immer weniger politisch
manövrierfähig. Wichtige Bereiche, wie
etwa die Bildung und die notwendige In-
standhaltung und Erweiterung der öffent-
lichen Infrastruktur, geraten – wie sich
schon jetzt abzeichnet – dann unter die
Räder.
Andere wiederum sehen die Lösung …
x ... zum einen in der Erhöhung der Le-
bensarbeitszeit, das heißt in einer Er-
höhung der Altersgrenze für den Ein-
tritt in den Ruhestand (als Stichwort
sei hier die „Rente mit 67“ genannt),
x und zum anderen in einer Beteiligung
der Tarifpartner an der Arbeitslosen-
versicherung. Grundgedanke dieses
Vorschlags ist die berechtigte Überle-
gung, dass Arbeitgeber und Gewerk-
schaften, die sich auf die Tarifautono-
mie nach Art. 9 Abs. 3 GG berufen, die
Folgen ihres Tuns, das nicht selten Kar-
tellabsprachen gleichkommt, nicht
dem Staat beziehungsweise der Versi-
chertengemeinschaft aufbürden dürf-
ten.
x Während die beiden zuvor genannten
Vorschläge sich im Rahmen des beste-
henden Umlageverfahrens bewegen,
zielt der dritte Vorschlag auf eine Än-
derung des Systems ab, indem er
durch die Umstellung der Sozialversi-
cherung auf das so genannte Kapital-
deckungsverfahren Elemente der Ei-
genvorsorge bei der Alters- und der
Krankheitsvorsorge einführen will.
Das Kapitaldeckungsverfahren und
seine Grenzen
Die Kernüberlegung des Kapitaldeckungs-
verfahrens läuft – wie der Begriff schon
vermuten lässt – darauf hinaus, dass An-
teile am laufenden Nationaleinkommen
durch den (früheren) Erwerb von Besitzti-
teln am Kapitalstock begründet werden.
Dieses System ist freilich an einige selbst-
verständliche Voraussetzungen gebun-
den, die den weiteren Ausführungen vor-
angestellt werden sollen:
guten Mutes Eigenvorsorge für die Risi-
ken der Arbeitslosigkeit, der Krankheit
und des Alters durch Kapitalanlagen trifft,
ist darauf hinzuweisen, dass dies kein All-
heilmittel ist und dass damit durchaus
auch Risiken verbunden sind, derer man
sich bewusst sein muss. Eines der Risiken
besteht darin, dass das Unternehmen, an
dem man beteiligt ist, den Markt falsch
einschätzt, Verluste einfährt und schließ-
lich gar in Konkurs geht. Diesem, in einer
Marktwirtschaft freilich immer vorhande-
nen, Problem kann man durch eine
durchdachte Risikostreuung in der Anla-
ge entgegenwirken. Nicht zu unterschät-
zen ist schließlich die Gefahr der Kapital-
entwertung durch…
x Die Bevölkerung, insbesondere der
Teil der Lohn- und Gehaltseinkom-
mensbezieher, muss überhaupt erst
einmal in die Lage versetzt werden,
nennenswerte Kapitalanteile zu
erwerben. Dazu muss ihre Sparnei-
gung und –fähigkeit genügend groß
sein.
x Folgerichtig darf die Belastung des
laufenden Einkommens mit Steuern
und Abgaben nicht allzu hoch sein.
x Dazu bedarf es einer vertrauen-
schaffenden langfristig verlässli-
chen Politik: Neben eine geringe
Besteuerung der Kapitaleinkünfte
muss die Gewissheit treten, dass
später kein Zugriff auf Besitztitel
und Vermögenserträge erfolgt.
Insbesondere an der letzten Vorausset-
zung hapert es seit langem in Deutsch-
land: Die Steuer- und Abgabenpolitik hat
mit der so genannten Reichensteuer, der
mehrfachen Reduzierung des Sparerfrei-
betrags, der Abschaffung der Eigenheim-
zulage, der Erhöhung der Bemessungs-
grundlagen (zum Beispiel die faktische
Abschaffung der Kfz-Pauschale, Strei-
chung der Absetzbarkeit eines häusli-
chen Arbeitszimmers), der zum Teil rück-
wirkenden Abschaffung oder Verringe-
rung von Spekulationsfristen, der immer
wieder aufflammenden Diskussion zur
Wiedereinführung der Vermögensteuer
und den Begehrlichkeiten des Fiskus im
Erbfalle einiges dafür getan, auch noch
die Reste eines etwaigen vorhandenen
Vertrauens vollends zu ruinieren. Hinzu
kam noch die Überlegung, die bei priva-
ten Krankenversicherungen angesammel-
ten Rücklagen zum Teil ins Umlagesys-
tem der gesetzlichen Sozialversicherung
zu schaufeln.
Risiko!! Selbst wenn es dem Staat
gelänge, ein vertrauensvolles Klima zu
schaffen, in dem die Bevölkerung voll 
x Kriege oder Naturkatastrophen,
x durch die technologische Entwick-
lung
x und schließlich dadurch, dass der
vorhandene technologisch hoch-
wertige Kapitalstock nicht mehr be-
dient werden kann, weil es – hier
könnten jetzt die Stichworte PISA
und demographischer Wandel fal-
len – nicht mehr genügend qualifi-
zierten Nachwuchs gibt, der diesen
Kapitalstock bedienen kann.
Die genannten Risiken machen deut-
lich, dass auch Ansprüche auf das Natio-
naleinkommen aus Besitztiteln …
x der steten Pflege und Modernisierung
des Kapitalstocks
x und einer hinreichenden Zahl von ent-
sprechend qualifizierten Arbeitneh-
mern bedürfen. Das heißt nichts ande-
res, als dass es auch beim Kapital-
deckungsverfahren nicht ohne Kinder
geht! Plastisch gesprochen: Wenn ich
alt und gebrechlich bin und den mo-
dernen Backofen, an dem ich Anteile
habe, nicht mehr selbst bedienen
kann, ist es doch der Nachwuchs, der
jene Brötchen backt, die auch ich ver-
zehre.
x Und nicht zuletzt ist der friedlichen in-
ternationalen Zusammenarbeit und
dem Klimaschutz stete Aufmerksam-
keit zu widmen.
Probleme des Übergangs vom 
Umlageverfahren zum Kapital-
deckungsverfahren
Es ist ohne Zweifel auf längere Sicht er-
forderlich, Elemente der Kapitaldeckung
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mit in die Absicherung sozialer Risiken
einzubeziehen. Das wird freilich nicht ein-
fach, denn: Beim Übergang muss der ar-
beitende Teil der Bevölkerung sowohl
über eine Umlage die (steigende) Zahl
der Rentner finanzieren als auch zugleich
eine eigene Beteiligung am Kapitalstock
aufbauen. Um eine Vorstellung von der
Größenordnung zu geben: Um eine Rente
von monatlich 1.000 Euro zu erhalten, ist
bei einer Nettorendite von vier Prozent
die Ansparung eines Kapitals von einer
viertel Million Euro nötig!
Ein Zwischenfazit
Über lange Zeit hinweg ist der Ausbau
des Sozialstaates durch steigende Sozial-
beiträge, steigende Steuern und – wo 
das nicht reichte – durch eine zusätzliche
Staatsverschuldung betrieben worden.
Das konnte freilich nur so lange gut ge-
hen, wie die Wirtschaft hinreichend
wuchs und wir keine nennenswerte aus-
ländische Konkurrenz zu gewärtigen hat-
ten. Das hat sich seit geraumer Zeit
durch jene Vorgänge, die wir holzschnitt-
artig, manchmal ungenau und entschuldi-
gend als »Globalisierung« bezeichnen,
geändert.
Die „Globalisierung“: 
Begriff und Gründe
Adam Smith hat schon 1776 in seinem
berühmten Buch „Wohlstand der Natio-
nen” herausgearbeitet, dass die arbeits-
teilige Produktion die zentrale Quelle der
nationalen Wohlstandsmehrung ist. Die
Arbeitsteilung kann einerseits innerbe-
trieblich organisiert sein, und zwar durch
die sinnvolle Aufeinanderfolge einzelner
Produktionsschritte (man denke an sein
berühmtes Stecknadelbeispiel; heute
würden wir es modulare Produktionswei-
se nennen), oder andererseits unterneh-
mensübergreifend gestaltet sein.
Länderübergreifend führt dies – wie
eingangs dargelegt – zum Freihandel. Da-
bei erstreckte sich der Freihandel im da-
maligen Sinne auf den reinen Warenaus-
tausch zwischen zwei oder mehr Län-
dern. Die Produktionsfaktoren (Arbeit und
Kapital) wanderten selten über die Gren-
zen. Demgegenüber umfasst heute die 
so genannte Globalisierung nicht nur den
weltweiten Austausch von Gütern, son-
dern darüber hinaus auch den Austausch
von Dienstleistungen und Produktionsfak-
toren; ja mehr noch, die Produkt- und Fak-
tormärkte (einschließlich der Finanzmärk-
te) formen sich weltweit nach immer ein-
heitlicheren Kriterien. Hinzu treten virtuel-
le Märkte (elektronische Plattformen) und
ein weltweiter Wissenstransfer.
Zwar steigert diese Entwicklung im
Durchschnitt den Wohlstand der am Glo-
balisierungsprozess beteiligten Länder
zum Teil ganz beträchtlich, man muss in-
dessen auch damit rechnen, dass es
Gruppen in den jeweiligen Ländern gibt,
die schmerzhafte Nachteile hinnehmen
müssen (so genannte Globalisierungsver-
lierer, Übersicht 5). Worin sind nun die
Gründe für den sich seit einiger Zeit be-
schleunigenden Prozess der Globalisie-
rung zu finden?
In der realen Welt verschlingt der Wa-
ren- und Dienstleistungsaustausch Kos-
ten, die über ihren marktmäßigen Preis
hinausgehen. Sie entstehen bei der Vor-
bereitung oder Anbahnung, bei der
Durchführung und schließlich bei der
Kontrolle von Geschäften, und sie schla-
gen – verständlicherweise – insbesonde-
re bei grenzüberschreitenden Geschäften
besonders zu Buche (zum Beispiel Anträ-
ge, Genehmigungen, Transport- und Ver-
sicherungskosten, Zölle, Einfuhrumsatz-
steuern, Umrüstkosten, Währungskos-
ten). Diese Kosten – von den Ökonomen
Transaktionskosten genannt – können so
hoch sein, dass eigentlich nutzenbringen-
de Warenaustausche nicht stattfinden;
ein Teil davon mag – auch das soll vor-
kommen … – „schwarz” abgewickelt wer-
den.
Nach dem Zweiten Weltkrieg sind Ent-
wicklungen eingetreten, die diese Trans-
aktionskosten ganz erheblich gesenkt
und damit das Tor zur Globalisierung weit
aufgestoßen haben. Eine der Ursachen
wurzelt in der erklärten Absicht der politi-
schen Spitzen in Europa, sich auf die ge-
meinsamen Werte zu besinnen und sich
über die allmähliche wirtschaftliche Ver-
netzung politisch zu einigen, um damit
den kriegerischen Auseinandersetzungen
der Vergangenheit, die in den beiden
Weltkriegen des zwanzigsten Jahrhun-
derts einen traurigen Höhepunkt fanden,
ein für allemal ein Ende zu setzen.
Der Weg zur politischen Zusammenar-
beit fand seinen Ausgangspunkt in der
Gründung des Europarates (1949) und
ging über die Gründung der Gemein-
schaft für Kohle und Stahl (Montanunion,
1952), der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft und der Europäischen Atom-
gemeinschaft (1958), der Verschmel-
zung zur Europäischen Gemeinschaft bis
hin zur Umformung in die Europäische
Union (1993). Die EU umfasst mit den
beiden Ost- beziehungsweise Südosteu-
ropaerweiterungen (2004, 2007) mit 
27 Staaten mittlerweile den größten Teil
Europas. Parallel dazu kam es 1959 zur
Gründung der Europäischen Kleinhan-
delszone (EFTA), die inzwischen nur noch
vier kleine Länder umgreift (Island, Liech-
tenstein, Norwegen und die Schweiz). Im
Übrigen ist die EFTA schon seit 1994
über den Europäischen Wirtschaftsraum
(EWR) eng mit der EU verzahnt.5
Dem erfolgreichen Vorbild der EU folg-
ten andere länderübergreifende Wirt-
schaftszusammenschlüsse. Beispielhaft
seien nur die NAFTA (North American
Free Trade Agreement), gebildet aus den
USA, Kanada und Mexiko, der MERCO-
SUR, dem wichtige Länder Südamerikas
angehören, und die ASEAN genannt, ein
zentrale Länder Asiens umfassender Zu-
sammenschluss.
Der zunehmende weltweite Warenaus-
tausch findet schließlich in der World Trade
Organization (WTO) seine institutionelle
Verankerung, die aus dem 1947 gegrün-
deten GATT (General Agreement on Ta-
riffs and Trade) hervorgegangen ist.
Der Wille zum möglichst komplikati-
onsarmen länderübergreifenden Waren-
austausch führte zu einer beträchtlichen
Senkung der Transaktionskosten. Dazu
sei nur auf die völlige Abschaffung der
Binnenzölle in der EU und die Weiterent-
wicklung zum Gemeinsamen Binnen-
markt hingewiesen, das heißt, dass die
Normen der Produkte und ihrer Herstel-
lungsverfahren weitgehend angeglichen
wurden und dass grenzüberschreitende
liberalisierte Märkte auch für zum Bei-
spiel die Bereiche der Energie, der Tele-
kommunikation, des Transportwesens
und des Kapitalverkehrs entstehen konn-
ten. Ferner sei erwähnt, dass – bei allen
noch bestehenden oder sich neu auftür-
menden Schwierigkeiten – die Zölle im
Rahmen der WTO (des GATT) während
der rund letzten 50 Jahre von durch-
schnittlich 40 vom Hundert auf nur noch
vier vom Hundert gesunken sind.
konkurrenzfähig sind und auch auf dem
hiesigen Markt zu bestehen vermögen.
Da die Transaktionskosten stark gesun-
ken sind, besteht eine deutliche Gefahr
der Arbeitslosigkeit für gering qualifizierte
Arbeitskräfte. Bekanntlich waren die Tex-
tilindustrie, die Spielzeugindustrie sowie
die Hersteller einfacher Geräte von dieser
Entwicklung schon früh betroffen.
(2) Ortsungebundene arbeitsintensive
Dienstleistungen
Hohe Lohnkosten lösen eine Tendenz zur
Verlagerung von ortsungebundenen ar-
beitsintensiven Dienstleistungen ins Aus-
land aus. Zu diesen Tätigkeiten zählen
zum Beispiel einfache Buchungs- und
Buchführungsaufgaben. Eine speziell da-
zu entwickelte Software hilft, die Daten
wunschgemäß zu verarbeiten, aber es
bleibt die zeitraubende manuelle Tätig-
keit der Eingabe. Mit Hilfe der modernen
Informations- und Kommunikationstech-
nologien ist es möglich, diese Tätigkeiten
ins Ausland zu verlagern. Etliche Unter-
nehmen, darunter – wie zu hören war –
auch die Lufthansa, haben solche Tätig-
keiten von Indien aus erledigt. Auch man-
che Auskünfte, die man zu Produkten,
Preisen, Rückfragen, Bedienungsfragen
usw. erhält, werden – man ahnt es kaum
– von Callcentern im Ausland erteilt.
Auch ohne das Internet sind Verlagerun-
gen möglich: So wird etwa die Wäsche
vieler Hotels und Krankenhäuser in Berlin
rasch nach Polen gebracht, um von dort
gewaschen, gereinigt und gebügelt wie-
der zurückzukommen.
Als Zwischenfazit ist daher zunächst
festzuhalten, dass insbesondere ge-
ring qualifizierte Arbeitnehmer von
dieser Entwicklung nachteilig betrof-
fen sind.
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Neben die politische gewollte grenz-
überschreitende Zusammenarbeit mit der
Folge der Vereinfachung des internatio-
nalen Warenaustausches ist mit der Ent-
wicklung der modernen Informations-
und Kommunikationstechnologie eine
zweite Ursache der Senkung der Transak-
tionskosten getreten.
Beispielhaft sei etwa auf die Senkung
der Suchkosten hingewiesen. Wie
schwierig war es noch vor 30 Jahren, ei-
nen neuen Lieferanten für bestimmte Tei-
le zu finden, wenn der bisherige Lieferant
seine Vorprodukte immer weiter im Preis
erhöhte oder die Qualität nachließ. We-
gen der Transportkosten kam dann häu-
fig auch nur eine neue Geschäftsbezie-
hung im näheren geographischen Um-
feld in Betracht. Heute ist es möglich,
über das Internet in der ganzen Welt
nach neuen Geschäftsverbindungen zu
forschen; und: erste Probelieferungen
wie auch spätere Lieferungen finden –
gerade wenn es sich um kleinere Men-
gen handelt – in den großen Container-
schiffen immer noch einen Platz. Zu ge-
ringen Transportkosten kommen Güter
auch von den entlegensten Gebieten der
Welt zu uns. Einfache Buchungsaufga-
ben [Rechnungslegung, Überwachung,
Reservierungen] wie auch Serviceleistun-
gen [Hotlines] können über das Internet
rasch im fernen, billigeren Ausland erle-
digt werden. Wie man lesen konnte, wer-
den sogar Steuererklärungen für US-
amerikanische Bürger im fernen Indien
bearbeitet und ausgefüllt.
Die modernen Informations- und Kom-
munikationstechnologien haben auch ei-
nen Zwang zu Normierungen mit sich ge-
bracht, der sich nicht nur auf Produkte
und Produktionsverfahren, sondern auch
auf gesetzliche Vorgaben und auch auf
den sprachlichen Umgang miteinander
konzentrieren (als Stichwort sei hier auf
das vielbeklagte »Denglisch« verwiesen).
Der Druck der Globalisierung im 
Einzelnen
Aus den zuvor genannten Gründen und
unter Berücksichtigung der Tatsache,
dass mit der immer weiteren Öffnung der
Märkte in Asien, in Südamerika sowie in
Ost- und Südosteuropa ein ungeheures
Potential an Arbeitskräften auf den Welt-
markt strömt, wird klar, dass sich die
westlichen Industrieländer, darunter
Deutschland, dem Druck der Globalisie-
rung nicht entziehen können. Daher gilt
es, den Druck auf die einzelnen Branchen
zu beschreiben, um anschließend zu
überlegen, auf welche Weise innerstaat-
lich reagiert werden kann.
Anhand der Übersicht 8 soll der Druck
der Globalisierung kurz durchgespielt
werden. Die Übersicht unterteilt grob
nach „arbeitsintensiven” und nach „kapi-
talintensiven” Branchen. Die Übergänge
sind im Einzelnen fließend, gleichwohl ist
es nützlich, sich zu fragen, ob der Faktor
„Arbeit” oder der Faktor „Kapital” bei der
Wertschöpfung überwiegt. Des Weiteren
ist nach „Produkten” und dem Angebot
an „Dienstleistungen” zu unterscheiden.
Während Produkte (abgesehen von Aus-
nahmen wie Häusern und Grundstücken)
ortsungebunden sind, kann man bei
Dienstleistungen danach unterscheiden,
ob sie ortsgebunden oder ortsungebun-
den sind.
(1) Arbeitsintensive Produkte
Es leuchtet unmittelbar ein, dass Entwick-
lungs- und Schwellenländer einen relati-
ven Vorteil bei einfachen arbeitsintensi-
ven Produkten haben, weil ihre Lohnkos-
ten nur einen Bruchteil jener Kosten um-
fassen, die hochentwickelte Industrie-
und Wohlfahrtsstaaten mittlerweile schul-
tern müssen. Fallen die Handelsschran-
ken aufgrund bilateraler (Assoziierungs)-
Abkommen oder aufgrund der Vereinba-
rungen im Rahmen der WTO, so hängt es
von der Höhe der Transaktionskosten ab,
in welchem Ausmaß sie am Weltmarkt
(3) Ortsgebundene arbeitsintensive
Dienstleistungen
Ortsgebundene arbeitsintensive Dienst-
leistungen sind – schon von der Begriffs-
fassung her – auslandsgeschützt. Mein
Arbeitszimmer lässt sich schwerlich nach
Dienstschluss über das Internet ins Aus-
land senden, um es im Morgengrauen
gereinigt zurückzuerhalten ... Dennoch
gibt es keinen Grund, sich entspannt
zurückzulehnen: Zu hohe Lohnkosten
(einschließlich der beträchtlichen Lohn-
nebenkosten) können Arbeitsplätze kos-
ten.
Bekanntlich wird gerade in der öffentli-
chen Verwaltung (vielleicht nicht in der
Zentralen Verwaltung der Uni Stuttgart
oder in den Ministerien) auf eine regelmä-
ßige Reinigung verzichtet. Der Reinigungs-
service kommt nur noch an wenigen Ta-
gen bei eingeschränktem Arbeitsauftrag.
Und im privaten Bereich greift man halt
selbst zum Putzlappen (als gesetzestreue
Bürgerinnen und Bürger versagen wir uns
natürlich der Möglichkeiten, die sich über
die Schwarzarbeit böte …). In grenznahen
Gebieten übernehmen pendelnde auslän-
dische Arbeitskräfte diese Arbeiten. Um
Lohnkosten – und damit Arbeitskräfte –
einzusparen, erfolgt oft auch die Verlage-
rung mancher Tätigkeiten auf den Kun-
den. Die Selbstabholung wie die Liefe-
rung von reinen Bausätzen sind in die-
sem Zusammenhang zu erwähnen.
Als weiteres Ergebnis ist daher festzu-
halten, dass auch in den Ländern, de-
nen relativ mehr Kapital als Arbeit zur
Verfügung steht, in westlichen Indus-
trieländern also, Arbeitslosigkeit ent-
steht, weil es natürlich auch dort einen
Bedarf an arbeitsintensiven Produkten
und Dienstleistungen gibt, der indes-
sen zunehmend vom billigeren Aus-
land her bedient werden kann. Von
der Tendenz zur Arbeitslosigkeit sind
wiederum insbesondere gering qualifi-
zierte Arbeitnehmer betroffen.
(4) Wie aber, so ist weiter zu fragen,
steht es um die kapitalintensiven
Branchen?
Eine kapitalintensive Produktionsweise er-
fordert
x hohe Investitionen mit anspruchsvoller
Technik,
x verbunden mit einer anspruchsvollen
Bedienung und Wartung und
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x dementsprechend gut ausgebildeten
Arbeitskräften.
Deutschland wie auch andere westliche
Industriestaaten können hier noch Vortei-
le verbuchen, weil sie
x eine hohe Rechtssicherheit mit
x keinen nennenswerten sozialen und
politischen Spannungen und
x einem guten Ausbildungsniveau ver-
binden.6
x Hinzu tritt eine gute Infrastruktur.
Dennoch nimmt auch hier der Druck
der Weltmärkte zu. Zu nennen sind ins-
besondere die so genannten Schwellen-
länder, das sind jene Länder wie zum Bei-
spiel China, Indien, Korea oder Malaysia,
die den Status reiner Entwicklungsländer
längst verlassen haben und die buchstäb-
lich an der Schwelle zum Eintritt in den
Kreis westlicher Industrieländer stehen,
dabei aber auf den Vorteil einer großen,
lern- und arbeitswilligen Bevölkerung
zurückgreifen können. In diesen Ländern
x nimmt die Bildung stetig zu und
x die modernen Informations- und Kom-
munikationstechnologien ermöglichen
es, dort Produktionslinien aufzubauen,
die (noch) von den Industrieländern
her gesteuert werden, sich dabei aber
billiger Löhne erfreuen können.
x Des Weiteren machen die fortschrei-
tende Modularisierung und mikropro-
zessorgesteuerte Produktionsverfahren
auch einen hohen Kapitaleinsatz im
Ausland zunehmend rentierlicher.
x Demokratisierungsprozesse und die
daraus resultierende steigende Rechts-
sicherheit geben Auslandsinvestitio-
nen schließlich die notwendige Sicher-
heit. Darin liegt, nebenbei bemerkt,
nach meiner Auffassung der eigentli-
che Sinn der Mahnung westlicher Poli-
tiker, die Menschenrechte ernster zu
nehmen. Es geht nicht etwa darum, je-
dem notorischen Querulanten Prozes-
se über mehrere Instanzen zu ermögli-
chen, sondern um die Rechtssicherheit
bei hohen Investitionen, wenn man mit
einheimischen Geschäftspartnern oder
Regionalpolitikern in Auseinanderset-
zungen gerät.
Stellt man diese Entwicklungen, die in
den Schwellenländern schon länger an-
dauern und die sich auch in einigen Ent-
wicklungsländern abzeichnen, in Rech-
nung, so wird klar, dass auch kapitalinten-
sive Branchen bei uns – und mit ihnen
qualifizierte Arbeitnehmer – unter Druck
geraten können.
(5) ... und wie steht es um die orts-
ungebundenen kapitalintensiven
Dienstleistungen?
Aufgrund der zuvor beschriebenen Ent-
wicklung, zu nennen sind insbesondere
das zunehmende Ausbildungsniveau, De-
mokratisierungsprozesse und die moder-
nen Informations- und Kommunikations-
technologien, ist verständlich, dass auch
kapitalintensive, aber ortsungebundene
Dienstleistungen (zum Beispiel anspruchs-
volle Softwareentwicklung) und große
Teile aus den Bereichen ,Forschung und
Entwicklung’ unter Druck geraten. Über
das Internet treten deutsche hochqualifi-
zierte Entwicklungsingenieure mit auslän-
dischen ‚Kollegen’ in Konkurrenz, die sie
nie gesehen haben. Dabei nimmt der 
Leistungsdruck wegen des jetzt weltum-
spannenden 24-Stunden-Arbeitstages
enorm zu. Die Folge ist, dass selbst Ar-
beitnehmer mit hoher Qualifikation um ih-
re Stelle fürchten müssen, wobei die Aus-
sicht, eine neue zu finden, recht gering
ist. Begrifflich drückt sich das neuerdings
als ,Akademikerarbeitslosigkeit um die
40’ aus.7
(6) Sind wenigstens die ortsgebundenen
kapitalintensiven Dienstleistungen
sicher?
Die betrübliche Antwort lautet auch für
diese Branchen – leider: Nein! Denn als
Folge der zuvor beschriebenen Entwick-
lungen geht schließlich auch ein Druck
auf ortsgebundene kapitalintensive
Dienstleistungen aus. Beispielhaft sei die
Dehnung von Wartungsintervallen ge-
nannt, die durch eine bessere Technolo-
gie möglich, aber auch durch das Kun-
denverhalten erzwungen wird.
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Fazit: Kein Branche kann sich 
zurücklehnen und sicher fühlen
Der Druck der Weltmärkte trifft alle Bran-
chen, wenn auch unterschiedlich stark,
das heißt aber, keine Branche, aber auch
wirklich keine, kann die Hände in den
Schoß legen. Die Politik war und ist an
diesem Prozess ganz maßgeblich betei-
ligt, weil sie – aus guten Gründen – durch
politisches Wollen die Grenzen zum Welt-
markt aufgestoßen und die Transaktions-
kosten entscheidend gesenkt hat.
Mir persönlich will es manchmal 
scheinen, als ob die Politik die Dyna-
mik der Märkte, die sie entfesselt hat,
unterschätzt hat, und sie schwankt
nun hin und her, ob sie den Prozess 
etwas verlangsamen soll oder ob sie
durch besonders forciertes Voranschrei-
ten die notwendigen Strukturanpas-
sungen im Innern beschleunigen soll.
Wie dem auch sei, die modernen Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien
verhindern ein politisches Zurückschrau-
ben, selbst wenn dies gewollt wäre.
Schließlich kommt durch die Demogra-
phie ein weiterer Druck auf die Politik zu.
Da ich mich zu diesem Problem bereits
mehrfach geäußert habe, sollen hier nur
zwei Kernthesen gerafft wiedergegeben
werden. Weder wird eine Zuwanderung
noch eine steigende Produktivität die da-
mit verbundenen Probleme lösen.8
Welche Handlungsspielräume
bleiben der Regierung vor die-
sem Hintergrund ?
Um Markus Lusser, den früheren Präsi-
denten der Schweizerischen National-
bank, zu zitieren:
„Im Zuge der Globalisierung verlieren die
Regierungen ihr Regelsetzungsmonopol,
nicht aber die Möglichkeit und auch die
Pflicht zum Handeln für ihre Bürger. Wa-
ren sie zuvor daran interessiert, wie sie
aus der Steuer- und Abgabenzitrone 
noch mehr herauspressen konnten, so
müssen sie bei Globalisierung Acht ge-
ben, dass sie nicht gerade diejenigen, 
deren Beiträge das Sozialsystem finanzie-
ren, aus dem Lande treiben. Sie müssen
daher jetzt in die Attraktivität des Stand-
ortes investieren, um Abwanderung von
Arbeit und Kapital zu verhindern”.9
Dieser Appell läuft erkennbar darauf
hinaus, die Regierungen für folgende zen-
trale Politikfelder in die Pflicht zu nehmen
(Übersicht 9):
Das Fragezeichen im Titel:
Wie sollen die notwendigen
Reformen in den skizzierten
Bereichen umgesetzt werden?
Ich habe begründet, dass wir von der Glo-
balisierung profitieren und dass wir die-
sen Prozess auch nicht zurückschrauben
können, gleichwohl besteht eine doppel-
te Gefahr:
x Zum einen nämlich die, dass wir in der
internationalen Rangliste nicht mehr
vorne mitspielen, sondern absteigen,
x und zum anderen, dass es im Innern 
zu einem Auseinanderklaffen der Ge-
sellschaft zwischen ,Gewinnern’ und
,Verlierern’ der Globalisierung kommt,
was unabsehbare Folgen für Sicher-
heit und Ordnung hätte.
Wie ungeheuer schwierig die Arbeit in
den genannten Reformfeldern ist, belegt
Übersicht 10; sie listet wesentliche
Steuerungshebel und Steuerungsberei-
che auf, zeigt aber zugleich, dass überall
aus verfassungsrechtlichen Gründen, aus
Gründen des Europa- und des internatio-
nalen Rechts wie auch aus faktischen in-
nenpolitischen Befindlichkeiten deutliche
Grenzen ihres Einsatzes bestehen.
Das Ausrufungszeichen im Titel:
Regelgeleiteter politischer und
wirtschaftlicher Wettbewerb
als Leitfaden für die staatliche
Reformpolitik
Die von Lusser eingeforderte Pflicht zum
Handeln für seine Bürger kann der Staat
Übersicht 9: Zentrale Politikfelder einer
globalisierungsorientierten Reform
Z Zukunftsgerichtete Bildungspolitik
E Effiziente Vermögenspolitik
D Dauerhafte, verlässliche und moderate Steuerpolitik
E Erhaltung kultureller Traditionen
R Reform der sozialen Sicherungssysteme
N Neuordnung des Wettbewerbs [einschließlich Arbeitsmarkt und Tarifautonomie]
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offenbar nur erfüllen, wenn er sich von
der irrwitzigen Idee, überall mitspielen zu
wollen, löst und sich auf eine klare Regel-
setzung besinnt. Eine solche regelgeleitete
Ordnungs- oder Wettbewerbspolitik sollte
von folgenden Grundsätzen geleitet sein:
F Funktionsbezogener Föderalismus 
mit klaren Verantwortlichkeiten
I Interessensvertretung in der EU 
und in anderen internationalen
Organisationen ohne Scheu
T Transparenz in der Wirtschaft
[fairer Wettbewerb in allen Bereichen]
Statt eines Schlusswortes
Das Vorangegangene war Schlusswort
genug. Es gibt nur die Alternative zwi-
schen Anpassung oder Abstieg – etwas
Drittes gibt es nicht. Nur eine klar fundier-
te und rechtzeitige Anpassung ermög-
licht es uns, die Früchte der Globalisie-
rung ungeschmälert zu genießen: Plaka-
tiv ausgedrückt:
Durch und mit
FIT zum immergrünen Zedernwald!
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Anmerkungen
Dieser Beitrag ist die überarbeitete Fassung des Vor-
trags, den der Verfasser in der Reihe „Stuttgart zu
Gast in der Universität – Sonntagsmatinee“ am 14.
Januar 2007 gehalten hat. Soweit wie möglich ist die
Redeform in der Schriftfassung beibehalten worden. 
– Der Begriff der Globalisierung ist äußerst facetten-
reich: Er umfasst weltumspannende Entwicklungen
im Bereich der Politik, der Gesellschaft, des Wissens,
der Informations- und Kommunikationstechniken, des
Klimas, der Musik, des Sports und natürlich der Wirt-
schaft (vgl. Arbeitsblatt 1 auf meiner Website zu mei-
ner jeweiligen Wintervorlesung „Globalisierung“; vgl.
auch Klaus-Peter Brinkhoff, Sport und Globalisierung,
Beitrag zum Treffen der Ehrensenatoren der Univer-
sität Stuttgart, Januar 2004, sowie Reinhard Krüger
„Ein Versuch über die Archäologie der Globalisierung”
in diesem Heft). Der Schwerpunkt meines Beitrags
liegt natürlich auf den wirtschaftlichen Aspekten der
Globalisierung.
[1] Paul Krugman, zitiert nach Storbeck (2006), S. 9
Diese Erkenntnis ist indessen beileibe nicht neu; das
wusste vor 200 Jahren schon Adam Smith.
[2] Starbatty (2001), S. 17 ff.
[3] S. näher dazu meinen früher in den WechselWir-
kungen publizierten Vortrag: Franke (2006), S. 6-9
[4] Der Gedanke des Kommunitarismus geht wesent-
lich auf Amitai Etzioni zurück [Etzioni (1975; 1994);
s. auch Meier (2001)]. Etzioni ist US-Professor für So-
ziologie und wurde 1929 als Werner Falk in Köln ge-
boren. Kam über Palästina (1936) in die USA. In
Deutschland wird die Idee der Bürgerbeteiligung seit
kurzem vor allem von Meinhard Miegel in den politi-
schen Diskurs gebracht, der den BürgerKonvent ge-
gründet hat.
[5] Ausführlicher zur europäischen Entwicklung Fran-
ke (2004), S. 4-10
[6] PISA malt – aus welchen Motiven auch immer –
die Lage für Deutschland erheblich zu düster. Ob das
noch vorhandene gute Ausbildungsniveau bei der un-
aufhörlichen Hektik undurchdachter Schul- und Hoch-
schulreformen so bleiben wird, wage ich indessen
füglich zu bezweifeln.
[7] An dieser Entwicklung dürfte sich mittel- bis lang-
fristig nichts ändern, auch wenn die deutsche Wirt-
schaft ganz »überraschend« seit etwa Anfang des Jah-
res 2007 entdeckt, dass ihr qualifizierte Arbeitnehmer
fehlen und sie händeringend nach (jungen) Ingenieu-
ren sucht. Vielleicht wäre eine Erinnerung an ihr Ein-
stellungs- und Entlassungsgebahren in den letzten
15 Jahren ganz hilfreich …
[8] Die Gründe dafür sind leicht zu erfassen: Zuwan-
derung, die über hilfreiche Ergänzungen im Einzelfall
hinausgeht, löst soziale Folgeprobleme aus, die – wie
sich schon jetzt zeigt – kaum zu bewältigen sind. Die
Beschränkung auf nur hochqualifizierte Zuwanderer
wird sich im Übrigen kaum aufrechterhalten lassen.
Außerdem ist die massive Abwerbung von qualifizier-
ten Menschen aus Schwellen- und Entwicklungslän-
dern moralisch fragwürdig, weil sie ihnen wertvolle
Kräfte entzieht. Eine steigende Produktivität kann un-
ter Umständen in der Tat Sozialleistungen für eine
große Anzahl von Bürgern sichern, ohne dass es den
Arbeitenden in Bezug auf den heutigen Lebensstan-
dard schlechter gehen wird. Indessen: Arbeitnehmer,
die in 20 oder 30 Jahren auf ihren Lohnzettel und die
hohen Abzüge schauen, werden sich nicht damit trös-
ten, dass ihnen netto soviel bleibt, wie ihren Vätern
und Großvätern. Sie werden in der jeweiligen Zeit
„brutto“ und „netto“ miteinander vergleichen. Vgl.
auch Franke (2006).
[9] Entnommen von Starbatty (2006), S. 7
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